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Zum kanzerogenen Charakter elektromagneti-
scher Mobilfunkstrahlung existieren unzählige 
Studien. Meist handelt es sich eher um State-
ments als um datenbasierte Untersuchungser-
gebnisse. Vergleichsweise wenige Studien gel-
ten als epidemiologisch relevant. Ein für die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) tätiges 
Institut, die Agentur für Krebsforschung IARC, 
veröffentlichte 2022 eine solche. Der Strahlen-
telex stellt deren Ergebnisse und den Erkennt-
nisgewinn für den Mobilfunknutzer vor.  
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Info-Flut zur EMF- 
Kanzerogenität 
Mit dem Aufkommen der 
Mobilfunktechnik schos-
sen zeitweise nationale 
und internationale Fach-
gremien, -kommissionen, -
komitees, staatliche und 
private Gutachterorganisa-
tionen, Hochschulgremien 
und schließlich auch jede 
Menge redlicher und weni-
ger redlicher Fachbüros/-
institute aus dem Boden. 
Alles dreht sich um Ge-
brauch und Schutz vor 
nichtionisierender Strah-
lung. Das Internet ist voll 
von Regelungsvorschlä-
gen und Grenzwertemp-
fehlungen. Das Verhältnis 
zwischen den dafür ver-
brauchten Finanzmitteln 
und den tatsächlichen Er-
gebnissen ist sehr dürftig. 
Mehr als Frequenzberei-
chen unterschiedliche bio-
logisch relevante Größen 
zuzuweisen, deren Wir-
kungen und Effekte unend-
lich diskutiert werden, kam 
bisher nicht zu Stande. In-
zwischen dürften über 
30.000 Veröffentlichungen 
vorliegen, die den wissen-
schaftlich anerkannten 
Sektor zuzuordnen sind 
und die überwiegend mit 
öffentlichen Geldern finan-
ziert wurden und werden. 
Hinzu kämen unendlich 
viele Statements und di-
verse Untersuchungen, die 
sozusagen „frei“ im Netz 
kursieren. Umso wichtiger 
ist es, einen Überblick zu 
wahren, der so faktenreich 
wie nötig, dem auf Mobil-
funk angewiesenen oder 
ausgesetzten Bürger auch 
von Nutzen ist. Dem dient 
der Hauptbeitrag dieser 
Strahlentelex-Ausgabe. 
 

 
 
 
 

  

Endlagersuche für hochradioaktive Abfälle (Sachstand): 
Am 29.09. und 19.10.22 lud das Planungsteam Forum Endlagersuche (PFE) zu weite-
ren öffentlichen Sitzungen ein. Der dabei erreichte Arbeitsstand der „Methodenent-
wicklung zur Anwendung der planungswissenschaftlichen Abwägungskriterien gemäß 
Anlage 12 (zu §25) StandAG“ kann unter (1) nachvollzogen werden. Die diskutierten 
allgemeinen Vor- und Randbedingungen und Verfahrensfragen sind nicht zu unter-
schätzen. Bereits folgende Zusammenfassung verweist auf Fallstricke, die bei späte-
ren Widersprüchen nicht mehr zu beeinflussen sind: 
- Das Standortauswahlgesetz definiert elf planungswissenschaftliche Abwägungskrite-
rien. 
- Sie sind nachrangig zu den geowissenschaftlichen Kriterien und Anforderungen des 
Standortauswahlverfahrens. 
- Ihre Anwendung erfolgt optional und nur dann, wenn der Blick auf die Geologie al-
lein nicht reicht, um potenziell günstige Gebiete einzugrenzen oder zu vergleichen. 
Von den insgesamt elf Kriterien, wurden bei den Veranstaltungen insbesondere die 
ersten zwei Kriterien „Abstand zu vorhandener bebauter Fläche von Wohngebieten 
und Mischgebieten“ und „Emissionen (zum Beispiel Lärm, Schadstoffe)“ vorgestellt 
und diskutiert.  
Die Bewertung nach (2) würde bei Einbeziehung aller 11 Kriterien beispielsweise Ge-
biete als nicht zu begünstigen ausweisen, wenn Abstände zu diversen Bebauungen 
und Einrichtungen nicht eingehalten werden können. Dazu zählen urbane Bebauun-
gen (< 500 m) zzgl. einer vom Endlager ausgehende Emissionsbewertung; Abstand zu 
12. BImSchV-Anlagen unter 500 bzw. 200 m; bestimmte Naturschutzgebiete und Kul-
turgüter mit flexibler Einschätzung. Ausschlussgebiete wären Flächen mit anerkann-
ten Bodenschätzen, Geothermie, oberflächennahen und tiefen Grundwasservorkom-
men, soweit zur Trinkwassernutzung vorgesehen (anerkannte TW-Schutzgebiete). Da-
mit erschöpfen sich bereits die nicht geowissenschaftlichen Auswahlkriterien.  
(1)https://derefminusweb.de/mail/client/seGKbPg40EI/dereferrer/?redirec-
tUrl=https:/www.bge.de/endlagersuche/standortregionen/planwk/ 
(2) Anlage 12 StandAG, Fundstelle u.a. BGBl I 2017, 1100 

Impressum: Herausgeber Kirchlicher Umweltkreis Ronneburg (gegründet 1988); Er-
scheinungsort: Ronneburg (Deutschland); alle Rechte liegen bei dem jeweiligen Verfas-
ser. Erscheint 4/a zum jeweiligen Druckkostenpreis der kolorierten print-Ausgabe (diese 
Ausgabe 2,00 €); Bezug über franklange44@web.de; © Copyright 2022 by Frank Lange. 
Die hier und auf unserer Webseite veröffentlichen Inhalte und Werke unterliegen dem 
deutschen Urheberrecht. Für den Inhalt sind die jeweiligen Autoren verantwortlich. 
Druck: Nicolaus & Partner - 04626 Nöbdenitz; Der Druck auch dieser Ausgabe erfolgt mit 
finanzieller Unterstützung von A. Krichi aus Swisstal-Heimerzheim. 
Die s/w online-Ausgabe erscheint etwas vereinfacht und ohne Regionalteil zum 
20.12.2022. 
ISSN 2748-873X (online) 2749-8417 (print) 

 

In dieser Ausgabe 
Das Hautthema dieser Ausgabe widmet sich gesundheitlichen Gefahren durch Han-
dynutzung, die sich aus amtlich anerkannten Studien ergeben oder auch nicht. Derartige 
epidemiologische Studien sind sehr selten, umso wichtiger ist es, deren tatsächlichen 
Erkenntnisgewinn allgemeinverständlich zu bewerten (S. 3-5). In Fortführung der Erläu-
terung vermeintlich wissenschaftlicher Modelle der geologischen Radonbelastung der 
Bevölkerung wird auf S. 6-8 der Versuch, regionale Radonpotentiale kreieren zu können, 
einer theoretischen und praktischen Prüfung unterzogen. Der Aufreger im Monat Sep-
tember galt der amtlichen Fixierung des nuklearen Endlagerstandortes der Schweiz un-
mittelbar an der deutschen Grenze – Aufklärung hierzu auf S. 8/9. Fachlich schließt sich 
die Erläuterung und Durchleuchtung der sächsischen Verordnung zur Radonvorsorge an 
(S. 10/11). Unser Gastbeitrag auf S. 12/13 bindet ein fast nicht bekanntes, aber enorm 
wichtiges und schon weit gediehenen Thema ein: Den Atomwaffen-Verbotsvertrag.  
Das neueste (teure) Buch von G. Thunberg vereinnahmt die Zeichen der Zeit für sich, 
setzt aus Sicht des Strahlentelex aber nicht die zeitgemäße Priorität (S. 14). Die beiden 
letzten Seiten der Druckausgabe sind einer dreiteiligen Beschreibung und Dokumenta-
tion der Radonbelastung der Stadt Ronneburg vorbehalten. 

https://derefminusweb.de/mail/client/seGKbPg40EI/dereferrer/?redirectUrl=https:/www.bge.de/endlagersuche/standortregionen/planwk/
https://derefminusweb.de/mail/client/seGKbPg40EI/dereferrer/?redirectUrl=https:/www.bge.de/endlagersuche/standortregionen/planwk/
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Über die gesundheitlichen 

Auswirkungen von elektro-

magnetischen Feldern 

(EMF), wie sie vor allem 

durch WLAN-Router oder 

Handys erzeugt werden, 

gibt es seit langen und wie-

derholt Kontroversen. Ins-

besondere bringt man die 

EMF in Zusammenhang 

mit Hirntumoren. Der Viel-

falt von hierfür präsentier-

ten Studien mangelt es zu-

meist an ausreichenden 

Fallzahlen, um einer wis-

senschaftlich anerkannten 

epidemiologischen Anfor-

derung gerecht zu werden. 

Die (WHO-)Krebsfor-

schungsagentur Internatio-

nal Agency for Research 

on Cancer IARC in Lyon 

veröffentlichte im März 

2022 die neueste Studie 

[1] zur Thematik Hirntu-

more durch EMF, die zu-

mindest den epidemiologi-

schen Ansprüchen gerecht 

wird. Sie stellt eine analyti-

sche Detailliierung einer 

seit 1999 laufenden Studie 

„UK Million Women Study“ 

dar. In Großbritannien er-

folgten im Rahmen des 

Mammographie-Scree-

nings von über 50jährigen 

Frauen in zwei Zeitetap-

pen Befragungen zum 

Handy-Gebrauch.    

Um es vorweg zu nehmen: 

„Die Ergebnisse unterstüt-

zen die sich häufenden 

Beweise dafür, dass die 

Nutzung von Mobiltelefo-

nen unter normalen Bedin-

gungen die Inzidenz von 

Hirntumoren nicht erhöht.“ 

(übersetzt aus [1] S. 704) 

Warum lohnt es dann, sich 

näher mit dieser epidemio-

logischen Untersuchung 

zu beschäftigen? Zum ei-

nen geben die Autoren als 

Neuheit ihrer Veröffentli-

chung an: „Hier bieten wir 

ein Update mit zusätzlicher 

Nachuntersuchung, einem 

Anstieg der Anzahl von 

Hirntumoren um 60% und 

neuen Analysen nach Tu-

morlateralität (links-

/rechtsseitige Lokalisation) 

und -position im Gehirn.“  

Zum anderen ist es an 

Hand der vorgelegten Da-

ten eine Klärung wert, in 

wie weit ein berechtigter 

Handlungsbedarf besteht, 

den bisherigen offiziellen 

Erkenntnissen der unein-

geschränkten Mobilfunk-

nutzung, weiteren For-

schungsbedarf folgen zu 

lassen.  

 

Entwicklung der Kohorte 

776.156 Frauen beteilig-

ten sich gleichbleibend 

aber abnehmend an der 

Studie.  In die sogenann-

ten Medianjahre 2001 

und 2011 fielen Frage-

bögen von 1999-2005 

und 2009-2013. Mit 

Stichtag 31.12.2017 en-

dete die Inzidenzerfas-

sung. Die Nachverfol-

gungszeiten beider Be-

zugsmediane werden mit 

14,2 bzw. 6,2 Jahren an-

gegeben. Während im ers-

ten Auswertungszeitraum 

nach Nutzung (ob täglich 

und über wieviel Jahre) ge-

fragt wurde, erfolgte für 

das Medianjahr 2011 eine 

ergänzende Einbeziehung 

von Dauer/Häufigkeit von 

Telefonaten (unter und 

über 20 min/Woche). In die 

2001-Bewertung flossen 

776.156 Fragebögen von 

Frauen im Alter von 50 bis 

69 Jahren ein. Für das Me-

dianjahr 2011 waren es im-

merhin noch 458.002, von 

denen aber 28.595 infolge 

aktueller Krebserkrankun-

gen (anderer Art) aus-

schieden. Tabelle 1 gibt ei-

nen Überblick über den 

Verlauf der Personenbetei-

ligung. Demnach bekann-

ten zunächst 286.387 

Frauen eine Handy-Absti-

nenz. Die Nutzer von Mo-

biltelefonen hatten 2001 

einen Anteil von 63,1% 

(489.769) und 2011 von 

65,3% bzw. 45-75% je 

Altersgruppe. 280.383 

Frauen gehörten zu dem 

Zeitpunkt noch der Nutzer-

gruppe an, da über die 

Jahre Abgänge aus der 

Gesamtkohorte durch Tod 

u.a. zu verzeichnen waren, 

es aber auch zu Nutzungs-

zunahmen kam: „Etwa die 

Hälfte der Nie-Nutzer im 

Jahr 2001 gab an, dass sie 

im Jahr 2011 Mobiltelefon-

nutzer waren.“ (übersetzt 

aus [1] S. 706), 

ohne übrigens Viel-

nutzer zu werden. 

Der Anwenderzu-

gang aus 2001 

könnte demnach 

um 70.000 betra-

gen haben. Für das 

Medianjahr 2011 

wurden noch 

149.024 Nie-Nut-

zer und 280.383 

Jemals-Nutzer (Summe 

429.407) registriert. 

Eine wichtige Position be-

trifft die sogenannten „Viel-

nutzerinnen“ unter den re-

gistrierten Frauen. Nur 

8,5% (≜ 66.362) der Aus-

gangsnutzerzahl kann ei-

ner täglichen Telefonan-

wendung zugeordnet wer-

den. Bezogen auf den Me-

dianzeitpunkt 2011 wurden 

36.338 tägliche Anwende-

rinnen ermittelt. Also wie-

der 8,5%, was dem Trend 

zunehmender Allgemein-

nutzung aber widerspricht. 

 

Hirntumore in der Ko-

horte 

Von den 458.002 noch be-

teiligten Frauen der zwei-

ten Bewertung kamen 

Elektromagnetische Felder (EMF) 

Handynutzung und das Risiko ei-

ner Hirntumorerkrankung 
Ergebnisse der neusten epidemiologi-

schen Studie der IARC aus Lyon 
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429.407 ohne vorherige 

Krebserkrankung in die 

Auswertung. Den hierbei 

ausgeschlossenen 28.595 

Krebsarten stehen 1.096 

registrierte Hirntumore ge-

genüber. Bezogen auf 

2001 beträgt 

diese Zahl 

3.268. Würde 

man mit aktu-

ellen deutsche statisti-

schen Zahlen Vergleiche 

anstellen, läge allein der 

Brustkrebs bei einen Er-

krankungsrisiko von 12%; 

bei genetischer Vorbelas-

tung noch deutlich höher. 

Leider macht die Studie 

keine Angaben zu Anteil 

und Art der Krebstode bei 

den mit etwa 40% recht ho-

hen Abgängen. Das 

Durchschnittsalter stieg 

von 59 auf am Ende 68,5 

und erklärt diesen Um-

stand nicht hinreichend.  

Tabelle 2 stellt die Fallzah-

len der erfassten Hirntu-

more der beiden Diagno-

sezeiträume zusammen. 

Nach 17 Jahren der Daten-

erfassung traten nach Ø-

Nachverfolgung von 14,2 

Jahren 3.268 Hirntumore 

und nach 6,2 Jahren da-

von 1.096 auf. Demnach 

wären der ersten Auswer-

tungsrunde 2.172 Hirntu-

more zuzuordnen. Da die 

Zahlen der angegebenen 

60 %igen Zunahme wider-

sprechen, ist davon auszu-

gehen, dass nicht alle Tu-

mortypen identifizierbar 

waren. Die nun von der In-

ternationalen Agentur für 

Krebs-

for-

schung 

vorge-

nommenen nachträglichen 

Detaillierung erlaubt den-

noch, eine schwerpunkt-

mäßige Zuordnung einzel-

ner Tumorarten, die in Zu-

sammenhang mit den 

Hirnfunktionen und -lokali-

sierungen entsprechend 

Abb.1 stehen. Für eine 

ausführliche Wiedergabe 

der Klassifikation der Tu-

morarten entsprechend 

ICD-10-Kennzeichnung ist 

auf die Auflistungen in [1] 

zu verweisen. 

Die Fallzahlen der Tab. 2 

ins Verhältnis zur jeweili-

gen Probandenanzahl ge-

setzt, ergeben für 2001 

eine Erkrankungsrate von 

0,42% und für 2011 

0,25%. Ein Hinweis, dass 

langsam wachsende Tu-

more längere Nachverfol-

gungszeiten rechtfertigen. 

Generell ist die Rate aber 

extrem gering (in Deutsch-

land liegt sie in der Ge-

samtbevölkerung etwa bei 

0,8 %). Eine Differenzie-

rung zwischen Telefonan-

wendung und -nichtan-

wendung gelingt mit den 

Fallzahlen nach Tabelle 3 

und würde im Verhältnis 

zur jeweiligen Teilneh-

meranzahl 0,41 % bzw. 

0,44% für die Nichtnut-

zer/Nutzer im Medianzeit-

raum 2001 betragen. Be-

zogen auf die kurze Nach-

verfolgung ergeben sich 

für Nutzer lediglich 0,15% 

und Nichtnutzer 0,12%. 

Diese marginalen Differen-

zen zeigen bereits, dass 

keine Tumorhäufung in-

folge Mobilfunknutzung er-

fasst wurde. Die Studie 

weist die relativen Risiko-

häufigkeiten (RR) incl. der 

gebotenen Konfidenzinter-

valle (CI) für alle Tumor-

fälle um 1,0, also als un-

auffällig aus. 

 

Statistische 

Auswertun-

gen 

Trotz der un-

auffälligen Ri-

sikofaktoren 

untersuchte 

die IACR-Stu-

die weitere 

Einzelkriterien, 

auch um Hin-

weise in Rich-

tung EMF-Ein-

fluss auf spezi-

fische Hirntu-

more zu erhalten. 

Zunächst erfolgte eine 

Auswertung der Lastfälle 

für die nachweislichen 

Dauernutzer (über 10 

Jahre). Setzt man wieder 

die Zahlen entsprechend 

der vierten Spalte Tab. 3 

ins Verhältnis zu den Dau-

ernutzern 2001 (66.362) 

und 2011 (36.338) erge-

ben sich immerhin 1,73% 

bzw. 1,11%, also durchaus 

über den Durchschnitt lie-

gend. Die Vertiefung nach 

Typisierung ergab zumin-

dest für befallene Stützzel-

len (Glioblastoma) und den 

Bereich Innenohr-Gehirn 

(Acoustic neuroma) stabi-

lere Risiken über 1,0: 

RR=1,22 (CI = 0,95-1,57) 

und 1,32 (CI = 0,89-1,96), 

nachzuverfolgen in [1] 

Abb. 1 und 4 auf Seite 708 

und 710. Allerdings wer-

den diese Auffälligkeiten 

von den Autoren als nicht 

signifikant eingestuft, was 

u.a. mit den abnehmenden 

Fallzahlen begründet wird. 

Des Weiteren erfolgten 

statistische Auswertungen 

durch die Einbeziehung 

folgender Kriterien: Rau-

cher, Alkoholkonsum, Kör-

pergröße, Body-Index, 

Hormonanwendung 

(Frauen- Wechseljahre), 

Arbeitsbelastung, sozial 

Komponente und Wohnre-

gion. Die entsprechenden 

Sensitivitätsanalysen er-

folgten im Abgleich mit der 

Handynutzung (Nie/Je-

weils/ > 10 Jahre).  

Zwischenkategorien legte 

man für Augentumore und 

die Unterscheidung links-

/rechtslastig im Temporall-

appen oder Parietallappen 

an (Abb. 3 in [1]).  

 

Ergebnisdiskussion 

Da für diese aufgezählten 

Kriterien allesamt und über 

die vorherigen Darstellun-

gen hinaus keinerlei Signi-

fikanz attestiert wurde, ge-

nügt der Hinweis auf den 

Text in [1]. Zu diskutieren 

wären dagegen unbedingt 

die von den Verfassern 

selbst vorgestellten Stär-

ken und Schwächen ihrer 

Studie. Zudem sind die Er-

gebnisse in den Kontext 

der WHO-Empfehlung zu 

stellen. 

In der umstrittenen und bis 

dato immer als größte epi-

demiologische 

Tab. 2: Fallzahlen und Typisierung von Hirntumoren nach [1] 

 
Klammerwerte sind in Glioma-Erfassung enthalten 

bisher personen-

stärkste Langzeitstudie 
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Untersuchung bezeichnete 

INTERPHONE-Studie [2] 

„… wurde ein bescheide-

ner positiver Zusammen-

hang zwischen dem Gli-

omrisiko und der schwers-

ten Mobiltelefonnutzung 

beobachtet (OR = 1,4, CI = 

1,03-1,89)“ Die Autoren 

der Frauen-Studie schät-

zen eine vergleichbare 

Mobiltelefonnutzung ge-

rade einmal für drei Pro-

zent ihrer Probanden. 

Dennoch ermittelten auch 

sie die oben angeführten 

Risikoerhöhungen von RR 

= 1,22; bei dem sehr selte-

nen Tumortyp   Acoustic 

neuroma sogar 1,32, aller-

dings mit anzahlbedingter 

breiter Konfidenz von CI = 

0,89-1,96. 

Die Stärken der Studie lie-

gen in einer „populations-

basierten großen Größe, 

die über den Tumorsubtyp, 

die Tumorlokalisation und 

die Tumorlateralität (ge-

meint ist die links-/rechts-

lastige Belastung) enthält.“ 

[1] S. 709. Sie übertrifft 

auch zahlenmäßig die IN-

TERPHONE-Studie be-

trächtlich.  

Zitiert werden dagegen fol-

gende Schwächen: einfa-

che Expositionsabschät-

zung mit Fehlklassifizie-

rung, Mangel an detaillier-

ter Nutzungshistorie der 

Mobiltelefone, nur Frauen 

mittleren und höheren Al-

ters erfasst. 

Genau diese Einschrän-

kungen sind es, die die Er-

gebnisse lediglich für den 

Handygebrauch oder 

Nichtgebrauch älterer 

Frauen prädestinieren. Da 

leuchtet auch die Begrün-

dung nicht ein, dass 

„…heute selbst bei exzes-

siver Nutzung Personen 

wahrscheinlich der glei-

chen Menge (an EMF) 

ausgesetzt sind, wie bei 

moderater Nut-

zung von Mobilte-

lefonen der ersten 

Generationen.“ [1] 

Dagegen spricht, 

dass erstens kei-

nerlei Dosiserfas-

sung oder -be-

rechnung berück-

sichtigt wurden; 

selbst die wage 

Zeiterfassung er-

folgte erst im 

zweiten Median-

zeitraum. Zwei-

tens ist davon auszuge-

hen, dass jüngere Perso-

nen gravierend häufiger 

zum Handy greifen etc.  

Die Frauenkohorte ist in je-

dem Fall als unterdurch-

schnittliche Handynutzer-

gruppe in der Gesamtbe-

völke-

rung zu 

werten. 

Den-

noch 

ergaben sich im Detail ei-

nige erhöhte Risiken, die 

dem generellen Ergebnis 

„Im Vergleich zu Nie-An-

wendern wurden keine sta-

tistisch signifikanten Asso-

ziationen gefunden“ wider-

sprechen. Bereits in der 

INTERPHONE-Studie, die 

allgemein als „Flaggschiff“ 

der epidemiologischen Be-

wertung der Handynut-

zung postuliert wird, wur-

den auffällige Ergebnisse 

mit „Verzerrungen bei Ex-

positionsbeurteilung oder 

Probandenauswahl“ er-

klärt. Auch „Erkenntnisver-

zerrungen bei langsam 

wachsenden Hirntumoren“ 

werden ins Feld geführt. 

Die vorsichtige Schlussfol-

gerung lautet dann: 

„…aber es gab eine nicht-

statistisch signifikante po-

sitive Assoziation unter 

den schwersten Mobiltele-

fonnutzern…“  [1] S. 709; 

hier bezogen auf den Tu-

mortyp Acoustic neuroma.  

Richtig ist, dass die EMF 

der aktuellen Handygene-

ration deutlich niedriger als 

in den Anfangsjahrzehnten 

liegen, andererseits die 

Verwendung der Mobil-

funktechnik 

viel umfas-

sender ge-

worden ist 

und noch wei-

ter steigt.  

Die 19,2 Mio. € teure IN-

TERPHONE-Studie unter-

suchte im Zeitraum 2000-

2004 konkret 5.117 Hirntu-

mor-Fälle und 7.658 Kon-

trollpersonen für Teilneh-

mer im Alter von 30 bis 59 

mit stark differenzierter 

Handynutzung. Das Er-

gebnis gleicht dem bereits 

zitierten:   

„Zusammenfassend leiten 

die Autoren aus den Ge-

samtergebnissen bis hier-

hin kein erhöhtes Tumorri-

siko durch den Gebrauch 

von Mobiltelefonen ab. Die 

Hinweise auf Effekte bei 

langfristiger sehr starker 

Nutzung erforderten aber 

weitere Untersuchungen. 

Die vorliegende Studie 

könne methodenbedingt 

keine Aussage über Lang-

zeiteffekte für mehr als 12 

Jahre machen und ebenso 

nicht über eventuelle Risi-

ken für Kinder und 

Jugendliche.“ [3] Diese 

Aussage führte letztlich 

2011 zur       IARC/WHO - 

Einstufung elektromagneti-

scher Frequenzen als 

„möglicherweise krebser-

regend“. Und immerhin 

empfiehlt auch die wissen-

schaftliche WHO-Lobby: 

„Daher bleibt die Beratung 

von Mobiltelefonnutzern, 

wie unnötige Expositionen 

reduziert werden können, 

ein guter Vorsorgegrund-

satz.“ [1] S. 709. 

Demzufolge müsste ein 

Weg mit repräsentativer 

Kohorten-Auswahl be-

schritten werden. 

Frank Lange 
 

Hinweis: Auf gegenderte Be-

zeichnungen wie NutzerInnen 

etc. wurde verzichtet. Alle 

Probanden der vorgestellten 

Studie sind Frauen. Es wurde 

die ursprüngliche Fassung 

der Übersetzung beibehalten. 

[1] „Cellular telephone use 
and the risk of brain tumors: 
Update of the UK million 
women study”, J. Schütz, K. 
Pirie u.a. Mitarbeiter der 
IARC; JNCI Natl Cancer Inst 
(2022) 114, Nr. 5 
(29.03.2022)  
[2] INTERPHONE.Studie; 13-
Länderstudie der IARC; 
Cancer Epidemiology 2010; 
39 -3, 675-694 und 2011; 35-
5, 453-464 
[3] Internetseite „Elektrosmo-
ginfo“ von R.D. Wölfe (bis 
2011) 

 

Ergebnisse eigentlich 

nur für Frauen über 50  

relevant 
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Regionalisierung von 
Radonpotentialen 
Mit der Einführung eines 
Radon-Gefährdungsinde-
xes (RGI) unternahm das 
BfS den Versuch einer prä-
zisierten Kartierung der 
Radongefahr in Deutsch-
lands Innenräumen. Dabei 
blieb es bei einer Fachpub-
likation 2021 in [5] ohne 
weitere Verbreitung. Das 
Prognoseverfahren des 
BfS [3] erfuhr eine Ände-
rung in Form „besserer 
räumlicher kreuzvalidierter 
Leistung“ bei der Berech-
nung. Die anthropogenen 
Einflussfaktoren für die 
Eindringwahrscheinlichkeit 
von Radon in Gebäude 
werden benannt, können 
aber auf Grund ihrer Spe-
zifik und Vielfalt keine Ver-
allgemeinerung erfahren 
und somit (noch?) nicht in 
das erstellte Modell einge-
hen.  
Bei dem erweiterten Kar-
tierungsversuch berech-
nete man eine “... mittlere 
Überschreitungswahr-
scheinlichkeit … nur unter 
Berücksichtigung der be-
bauten Fläche innerhalb 
der Verwaltungsgrenzen 
der jeweiligen Gemeinde. 
Bei diesem Ansatz werden 
Vorhersagen für unbe-
wohntes Land, Oberflä-
chengewässer sowie 
Bergbaugebiete, Deponien 
oder Ablagerungen be-
wusst nicht berücksichtigt.“  
Gegenüber der bisherigen 
Flächenverallgemeinerung 
bedeutet das eine deutli-
che Verfahrensverbesse-
rung. Letztlich erfordert 
dies jedoch aufwendige 

kleinteilige Bewertungen 
jeder einzelnen Gemeinde 
und deren Teilgebiete, die 
mit dem Modell ebenfalls 
auf Grund der Spezifik und 
Vielfalt nicht erreichbar 
sind. Hintergrund der Ein-
führung des RGI war die 
Feststellung, dass „… 
selbst in geogenen Gebie-
ten mit geringer Gefähr-
dung hohe Rn-Konzentra-
tionen in Innenräumen auf-
treten, wenn anthropogene 
Faktoren die Rn-Akkumu-
lation in Innenräumen be-
günstigen.“ [5]  
 
Lokale Radonpotentiale 
Die Findung/Festlegung 
radonbelasteter Gebiete 
oberhalb des gesetzlichen 
Referenzwerts von 300 
Bq/m3 gelingt mit dem Glo-
balverfahren, wie bereits 
im Teil 1 gesehen, nur be-
dingt in Form einer groben 
Schwerpunktsetzung.  Die 

Verordnungsermächtigun-
gen nach StrlSchG § 121, 
Abs. (1) mit dem Bezug 
auf Verwaltungsgebiete 
erfordern konkrete regio-
nal bzw. örtlich untersetzte 
Mess-daten. Demzufolge 
sind lokale Präzisierungen 
notwendig. Die StrSchV 
fordert hierfür Datengrund-
lagen; nach §153, Abs. 
(1): „… auf Grundlage ei-
ner wissenschaftlich ba-
sierten Methode vorzuneh-
men, die unter Zugrunde-
legung geeigneter Daten 
Vorhersagen hinsichtlich 
der Überschreitung des 
Referenzwertes … ermög-
licht. Geeignete Daten sind 
insbesondere geologische 
Daten, Messdaten der Ra-
don-222-Aktivitätskon-
zentration in der Bodenluft, 
Messdaten der Bodenper-
meabilität, Messdaten zur 
Radon-222-Aktivitätskon-
zentration in Aufenthalts-
räumen oder an Arbeits-
plätzen sowie Fernerkun-
dungsdaten.“ [2] Fünf von 
sechs Bundesländern, die 
RVG ausgewiesen haben, 
nutzten mehrere dieser 
Datenarten als Entschei-
dungs-kriterium. Zwei Bun-
desländer entwickelten lo-
kale bzw. spezifizierte geo-
gene Prognosemodelle. 
Eine inhaltliche Bewertung 

findet im Strahlentelex als 
separate Serie für alle be-
troffenen Bundesländer 
statt; bisher erschienen 
bereits Baden-Württem-
berg, Bayern und Nieder-
sachsen; diese Ausgabe 
enthält Sachsen.  
Die wichtigste Vorausset-
zung für lokale Prognosti-
zierungen sind ausrei-
chende Daten in verwert-
barer Qualität. Je niedriger 
der Level verwendbarer 
Messdaten eines Bewer-
tungskriteriums ist, desto 
sinnvoller, ja notwendiger 
erfordern Vorhersagen die 
Verbreiterung auf mehrere 
Entscheidungskriterien. 
Für die Praxis bedarf es je-
doch der Klärung, ob mo-
dellhafte Vereinfachungen 
und Übertragungen kon-
krete Vor-Ort-Messungen 
in welchen Umfang über-
haupt ersetzen können. 
Messdaten, wie die Mes-
sung von Radon in der Bo-
denluft (CRn-Boden), Bo-
den-Gaspermeabilität 
(GP) und Radongehalt in 
Innenräumen (CRn-Innen), 
unterliegen regionalen und 
örtlichen Schwankungen. 
Letztere werden beispiels-
weise von Parametern, wie 
Gebäudebeschaffenheit, 
Bausubstanz, Art und 
Weise der 

Radon 

Das geologische Radonpo-

tential im Spannungsfeld der 

Radonvorsorge für Wohn- 

und Arbeitsplätze 
Teil 2: Prognose lokaler Radonpotentiale 

Abb. 4: Radongehalt ausgewählter geologischer Formationen in Thüringen 
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Gebäudenutzung beein-
flusst. Zu den geologi-
schen Parametern gehö-
ren Untergrundbeschaf-
fenheit, -mineralogie und -
porosität. Die Boden-Per-
meabilität unterliegt dar-
über hinaus temporären 
Umwelteinflüssen, wie 
Temperatur, Feuchtegrad, 
Druckverhältnissen. Kom-
plexität und Variabilität der 
Einflussparameter lassen 
nicht nur regionale Unter-
schiede erwarten, sondern 
die lokalen Bedingungen 
selbst bedürfen der Über-
prüfung. Es ist zu untersu-
chen, wie stabil örtlich er-
mittelte Radonpotentiale 
eigentlich sind, zumal 
diese für modellhafte Ver-
allgemeinerungen weiter-
verwendet werden. 
 
Ein Regionaler Datenab-
gleich für thüringische ge-
ologische Formationen, für 
die zumindest mehr als 5 
Messungen im BfS-Daten-
fundus vorliegen, sind in 
Abb. 4 zusammengefasst. 
Darin sind beispielsweise 
für Devon 6, für Buntsand-
stein 59 oder maximal 71 
Messwerte für Muschel-
kalk enthalten. Die ge-
punktet dargestellten Per-
meabilitätswerte reichen 
von k = 10-11

 bis 10-14; das 
Primat liegt mit 71 % der 
Messungen bei 10-12, wo-
von die Einzelgeologien 
entsprechend ihrer Über-
deckungsart nach oben 
oder unten abweichen. In-
nerhalb gleicher Formatio-
nen schwanken die Per-
meabilitätswerte stark. 
Auch die Spannbreite Ra-
don-Bodenluft-Konzentra-
tion ist bei allen Formatio-
nen hoch und variiert bis 
zu zwei Zehnerpotenzen. 
Signifikanz wird erst mit 
zunehmender Probenzahl 
erkennbar. Ab 20 Mess-
stellen sind die geometri-
schen Mittelwerte (Øgeom) 
der aus CRn-Boden und GP 
errechneten Radonpoten-

tiale (RP) im Diagramm 
der Abb. 4 in den weißen 
Kästen abgebildet (Klam-
merwerte entsprechen An-
zahl Messstellen). Eine 
Korrelation zur Permeabili-
tät (in der Form, je durch-
lässiger der Boden, desto 
höher das RP) besteht je-
doch nicht. Im Gegenteil, 
es ist festzuhalten, dass 
beide Parameter der RP-
Berechnung in gleichen 
geologischen Formationen 
beträchtlichen Schwan-
kungen unterliegen, wobei 
noch Niveauunterschiede 
zwischen den Geologien 
auftreten. Abbildung 5b of-
fenbart die Differenzen 
beim Silur (Proben aus 
drei Bundesländern). Die 
offensichtlichen subjekti-
ven Differenzen der RP 

gleicher Geologien in un-
terschiedlichen Gebieten 
ergeben keine repräsenta-
tive Vergleichbarkeit und 
machen eine regionalere 
messtechnische Erfas-
sung notwendig. Das Bei-
spiel für Buntsandstein in 
Thüringen im Diagramm 
5a belegt mit der Streu-
breite, dass z.B. die Län-
der- und Landkreisebene 
noch viel zu grob wäre.  
Bleiben wir beim Beispiel 
Thüringen, dass immerhin 
ein eigenes Modell zur 
Ausweisung von RVG ent-
wickelt hat. Allerdings be-
ruht es lediglich auf 362 
Messdaten aus dem BfS-
Datenpool 2017; mit den 
dort vorhandenen 301 Per-
meabilitäts-Messungen er-
rechneten sich 301 RP. 

Für daraus ge-
winnbare 41 

Radonpotenti-
ale des Bunt-
sandsteins in 
Thüringen zeigt 
das Diagramm 
5a die Schwan-
kungsbreite in 
dieser geologi-
schen Forma-
tion. Die 
Schwankungs-

breite der Bo-
denpermeabili-

tät (k-Werte) 
zwischen 10-11 

und 10-15 (Øgeom 
1,7*10-12) spie-
gelt die unter-

schiedlichen 
Dichtwirkun-

gen im Abde-
ckungsbereich 
wider. Aber 
auch die 

Messpunkte 
„auf einer Li-
nie“ der k-
Werte offeriert 
ein weitrei-
chendes Ra-

don-Boden-
luft-Spektrum 

von 5 bis > 120 
Bq/m3 (Øgeom 

39 Bq/m3), was RP 5 bis 77 
mit einem geom. Mittel von 
15 (ohne die 3 Extrem-
werte > 100) in der glei-
chen geologischen Forma-
tion offeriert. Eine lokale 
Wertung mit den geometri-
schen Durchschnittsgrö-
ßen wird bei derartigen 
Schwankungsbereichen 
unrealistisch und macht 
Ortsmessungen am glei-
chen geologischen Stand-
ort erforderlich. 
Die im Diagramm 5b ent-
haltenen Silur-Werten ver-
stärken den Missstand, 
wenn weniger Daten vor-
handen sind. Im Vergleich 
zum Buntsandstein lässt 
sich feststellen, dass die 
Werte ebenso, aber auf 
höherem Niveau schwan-
ken. Das BfS geht ab ei-
nem geom. Mittel des RP 

Abb. 5 a und b: RP ausgewählter geologischer Formationen  

a) Thüringer Buntsandstein b) Silur in drei Bundesländern 
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von 46 (global) von höhe-
rer Radonbelastung in Ge-
bäuden aus, jedoch hat so 
ein Wert keinen lokalen 
Bezug. 
Demzufolge macht nur 
eine lokale Betrachtung 
bzw. lokal begrenzte Be-
trachtung Sinn. Aktuelle 
Messprogramme des 
Kirchlichen Umweltkreises 
Ronneburg ergeben fol-
gende Zwischenauswer-
tung für ein Gemeindege-
biet. In Abb. 3 (siehe Teil 1) 
wies das BfS dort einen 
Bodenluft-MP mit 151 
Bq/m3 aus. Der Kirchliche 
Umweltkreis ergänzte nun 
sechs MP, niedergebracht 
in 1 Meter Tiefe in quartä-
ren Schichten, deren tiefe-
rer Untergrund ausnahms-
los geologisch dem Ordo-
vicium zuzuordnen ist. Da-
mit sollte der umstrittenen 
These der Thüringer Lan-
desbehörde TLUBN ent-
sprochen werden, die vom 
bestimmenden Einfluss 
fiefer liegender Wirts- bzw. 
Festgesteine ausgeht. So-
mit wurde der Oberflä-
chenbereich (hier 3-15 Me-
ter stark) zusätzlich geolo-
gisch identischen „abge-
deckten“ Bereichen zuge-
ordnet, sozusagen Ordovi-
zium pleistozän überdeckt. 
Es erfolgten bei 16 Perme-
abilitätsmessungen ledig-
lich 5 Bodenluftmesser-
gebnisse, was in erster Li-
nie an der sehr niedrigen 
Permeabilität der Böden 
(Min/Max = 8,3* 10-15/6,9* 
10.-12) lag und so dem 
Messgerät Grenzen setzte 
(je dichter der Boden, 
desto ungenauer die 
Drucksituationen bis hin 
zum Versagen der Mes-
sung). Bereits diese Mo-
mentan-Messungen erga-
ben mit RP von 18 bis 65 
einen beträchtlichen 
Schwankungsbereich im 
gleichen geologischen 
Umfeld. Eine Korrelation 
zur „zweiten“ tieferen Li-
thographie ließ sich nicht 

ableiten, da die größte Dif-
ferenz im geringsten MP-
Abstand (5 Meter) bei ähn-
lichen Bodenluft-Radon-
werten aber deutlichen 
Permeabilitätsunterschied 
bestand. Der Einfluss von 
„Tiefengeologie“, ver-
schiedentlich als „Wirtsge-
stein“ bezeichnet, wird 
überschätzt und kann im 
vorliegenden Untersu-
chungsgebiet sogar aus-
geschlossen werden. Zur 
Bestätigung der Aussage 
dehnte der Umweltkreis 
das Programm aus und re-
alisierte Langzeitmessun-
gen. Als entscheidend 
stellten sich die konkreten 
örtlichen Bedingungen im 
Bereich der ein Meter tie-
fen Messstelle heraus. Bis-
her zeigt sich, dass die 
Bandbreite der Radonbo-
denluft und der der Perme-
abilität nicht nur in der ge-
ologischen Formation, 
sondern auch an der jewei-
ligen Messstelle enormen 
Schwankungen unterwor-
fen ist. Insbesondere die 
Permeabilitätswerte wei-
chen in engen Abständen 
voneinander deutlich ab. 
An gleichbleibender Mess-
stelle bewegt sich die GP 
in Abhängigkeit vom 
Feuchtegrad u.a. auf rela-
tivem Niveaugleichen. Un-
mittelbar daneben zwar 
ebenso, in der Mehrzahl 
der Fälle aber auf einem 
ganz anderen Niveau. Bei 
der Radon-Bodenluft 
stellte sich ein umgedreh-
tes Verhältnis heraus: In 
unmittelbarer Nähe be-
wegt sich die Bodenluft-
konzentration in vergleich-
barer Größenordnung; al-
lerdings treten größere 
temporäre Schwankungen 
auf.  Die Messprogramme 
dauern kontinuierlich mit-
tels spezieller Detektoren 
an. Infolge eines juristisch 
inzwischen überlangen 
Rechtsstreites mit der zu-
ständigen Landesbehörde 
erfolgten bis dato keine 

weiteren Datenveröffentli-
chungen. Die Landesre-
gierung hat nun im Nach-
hinein zur Rechtfertigung 
ihrer ohne seriösen Nach-
weis benannten RVG erste 
Messprogramme aufgelegt 
– zeitlich zu spät und mit 
nicht repräsentativer 
Messtechnik und Verfah-
rensweise. Ergebnisse 
werden nicht öffentlich be-
kannt gegeben.  
Die Messprogramme des 
Umweltkreises berücksich-
tigen zusätzliche Faktoren, 
wie das Ausgasungsver-
mögen in Abhängigkeit 
von Luftdruck-, Tempera-
tur- und generellen jahres-
zeitlichen Verhältnissen; 
spezifische Untersuchun-
gen örtlicher Schichten bis 
3 m Tiefe u.a. Die einzel-
nen Ergebnisse werden 
entsprechend dem Mess-
fortschritt im regionalen 
Anlagenteil des Strahlen-
telex veröffentlicht und so 
stufenweise ein zuverlässi-
ges Gesamtbild der regio-
nalen bzw. lokalen Radon-
situation ergeben. 
Frank Lange 
 
[1] Gesetz zum Schutz vor der 
schädlichen Wirkung ionisie-
render Strahlung (Strahlen-
schutzgesetz - StrlSchG) vom 
27.06.2017 
[2] Verordnung zum Schutz 
vor der schädlichen Wirkung 
ionisierender Strahlung 
(StrlSchV) vom 29.11.2018 
[3] „Die Prognose des geoge-
nen Radonpotentials in 
Deutschland und die Ablei-
tung eines Schwellenwertes 
zur Ausweisung von Radon-
vorsorgegebieten“ Peter 
Bossew und Bernd Hoffmann, 
BfS-SW-24/18, Salzgitter Ja-
nuar 2018 
[4] Mitteilung BfS vom 
02.02.2021 
[5] E. Petermann, P. Bossew: 
„Mapping indoor radon ha-
zard in Germany: The geoge-
nic component“ („Kartierung 
der Radongefahr in Innenräu-
men in Deutschland – Die 
geogene Komponente“), Sci-
ence of the Total Environ-
ment 780 (2021) 146601 

Die Entscheidung der „Na-
tionalen Genossenschaft 
für die Lagerung radioakti-
ver Abfälle (Nagra)“ für ein 
Tiefen-Endlager direkt an 
der deutschen Grenze des 
Kantons Zürich hat in den 
angrenzenden Gemeinden 
Baden-Württembergs Be-
troffenheit, Erstaunen und 
Protest ausgelöst. Zumin-
dest gestaltete sich so im 
September 2022 die jour-
nalistische Verbreitung, 
gestützt vor allen auf das 
Erstaunen und die Reak-
tion der württembergi-
schen Gemeinde Hohen-
tengen und einiger Lan-
despolitiker, die seit 2015 
von der Verwerfung des 
konkreten Standortes 
„Nördlich Lägern“ ausge-
gangen waren. Nun soll 
eine deutsche Experten-
gruppe „… im Auftrag des 
Ministeriums eine Ein-
schätzung zur Nachvoll-
ziehbarkeit des Standort-
vorschlages erstellen und 
ihn bewerten“ und „… die 
Begründung der Schwei-
zer Behörden … prüfen 
lassen.“ [1] Finanziert wer-
den die Aktivitäten dieser 
deutschen Experten-
gruppe für Schweizer Tie-
fenlager (ESchT) bereits 
seit 2006, so dass sie ei-
gentlich auf den neusten 
Stand sein könnte. Der Ex-
trakt zur „schweizerischen“ 
Festlegung des umstritte-
nen Standortes lässt sich 
auch ohne Experten-
gruppe und allgemeinver-
ständlich wie folgt zusam-
menfassen:  
Ausgehend von der ge-
samten Schweiz wurden 
seit 2008 in mehreren 
Etappen, die den derzeit 
laufenden deutschen Aus-
wahlverfahren ähnelten, 
Gebiete mit geeigneten 

Endlagerung 

nuklearer Abfälle 

in der Schweiz 
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Gesteinsformationen be-
wertet und letztlich die La-
gerung in Tongesteinen 
priorisiert. Dabei kristalli-
sierte sich der sogenannte 
Opalinus-Ton, eine li-
thotratigraphische Forma-
tion des Süddeutschen 
Jura, als die geeignetste 
Gesteinsart heraus. Hier-
für verblieben drei Ge-
biete, allesamt in der 
Nordschweiz und an der 
deutschen Grenze gele-
gen. In wie weit die dort be-
reits seit 1996 laufenden 
Voruntersuchungen und 
der damit verbundene 
deutlich höhere Datenfun-
dus gegenüber anderen 
Wirtsgesteinen ausschlag-
gebend war, ist von außen 
nicht zu bewerten. Die For-
mation zeichnet sich nach 

Ansicht des Verfahrensträ-
gers durch Einheitlichkeit 
und Mächtigkeit aus. 2018 
erfolgte demzufolge die 
Festlegung durch den 
Schweizer Bundesrat, 
dass die „Nagra“ diese drei 
Gebiete auf konkrete Eig-
nung zur Endlagerung zu 
untersuchen hat, vertie-
fend zu den bis dato vorge-
nommenen Bohrungen 
und Bewertungen. Dabei 
ist interessant, warum der 
jetzt umstrittene Standort 
„Nördlich Lägern“ 2015 
aus der engeren Auswahl 
fiel. Die „Nagra“ als Kon-
sortium der Verursacher 
des nuklearen Abfalls (u.a. 
aus 5 schweizerischen 
Kernkraftwerken beste-
hend) schloss das Tonge-
stein dort aus, weil es ver-
gleichsweise tiefer als an 

den anderen geeigneten 
Standorten lag und so die 
Errichtung hätte weniger 
aufwendig kalkuliert wer-
den können. Entscheidend 
sind Formationsmächtig-
keit, Wassergehalte und 
die Entfernung zu wasser-
führenden Schichten. Die 
Nuklearaufsichtsbehörde 
der Schweiz akzeptierte 
den Ausschluss des Ge-
bietes nicht, sondern for-
derte die gleichrangige Un-
tersuchung, sozusagen 
unabhängig der Gesamt-
tiefenlage. Anhand Alters-
bestimmung der Poren-
wässer und der ermittelten 
Barriere-Qualität ergab 
sich für den Standort Ha-
berstal der Gemeinde Sta-
del des Juragebietes 
„Nördlich Lägern“ aus 
Sicht der „Nagra“ die 

höchste Ein-
schlusswirksam-
keit für nukleare 
Ablagerung. De-
ren Aussage 
„Die Geologie 
hat gesprochen“ 
[2], ist insofern 
zu präzisieren, 
dass die Ent-
scheidung zum 
Wirtsgestein be-
reits vor Jahren 
getroffen wurde 
und da war die 
Nähe zu 
Deutschland be-
reits vorpro-

grammiert. 

Insofern dürften die seit 
2020 laufenden konkreten 
Standortuntersuchungen 
und die jetzige Genehmi-
gung durch das Schweizer 
Bundesamt die deutsche 
Expertengruppe doch nicht 
überraschen. Es hätten 
dabei durchaus dichtere 
Siedlungsgebiete (z.B. 
Schaffhausen) getroffen 
werden können – so aber 
fiel die Entscheidung für 
das mit etwa 900 Meter 
tiefste Einschlussgebiet. 
Untergrundentwicklungen 
und Langzeitstabilitätskri-
terien gaben den weiteren 
Ausschlag. Ob nun Um-
schlag- und Verpackungs-
station auch in unmittelba-
rer deutscher Grenz- und 
Siedlungsnähe erfolgen 
sollte, wäre neben den an-
gestrebten kommunalen 
Entschädigungen ein loh-
nenderes deutsches Ver-
handlungsziel als die Infra-
gestellung der fachlichen 
Kompetenz Schweizer 
Fachkollegen, was kompe-
tent Anfragen nicht aus-
schließt. Entsprechend 
dem Schweizer Kernener-
giegesetz erfolgt in den 
kommenden beiden Jah-
ren die Durchführung ei-
nes Rahmenbewilligungs-
verfahrens durch die In-
stanzen bis Bundesrat, 
Parlament und u.U. auch 
Volksreferendum den 
Standort bis etwa 2034 be-
schließen werden. Die In-
betriebnahme ist 2015 für 
schwach- und mittelradio-
aktive Abfälle und 2060 für 
hochradioaktive Abfälle 
vorgesehen. Die Betriebs-
phase soll bis 2075 anhal-
ten und das Lager 2125 
endgültig verschlossen 
werden. ([1] S. 33) 
F. L. 
 
[1] Bericht zum Standortvor-
schlag; Nagra 2022 
https://www.nagra.ch/de/fak-
tenblaetter-standortareale 
[2] dpa-Meldung in der SZ 
vom 12.09.22 

  

Abb. 2: Tiefenlager 
nach (1) 

Abb. 1: räumliche Einordnung bisher priorisierter Ton-Endlagerstätten nach (1) 
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Das sächsische Landes-
amt für Umwelt Landwirt-
schaft und Geologie 
(LfULG) hat entsprechend 
der gesetzlichen Vorgabe 
zum 31.12.2020 per Allge-
meinverfügung [1] Radon-
vorsorgegebiete festge-
legt. Das sind Gebiete 
nach § 121 Strahlen-
schutzgesetz (StrlSchG), 
für die erwartet wird, dass 
die über das Jahr gemit-
telte Radon-222-Aktivitäts-
konzentration in der Luft in 
einer beträchtlichen Zahl 
von Gebäuden mit Aufent-
haltsräumen oder Arbeits-
plätzen den Referenzwert 
nach § 124 oder § 126 
StrlSchG von 300 Bq/m³ 
überschreiten. Auch Sach-
sen begann frühzeitig und 
sogar vor Gültigkeit der 
2013/59/Euratom vom 
05.12.2013, Einschätzun-
gen zur Radonsituation im 
Land vorzunehmen. Be-
reits vor und verstärkt ab 
2009 erfolgten Innenraum-
messungen der Radon-
konzentration. Insbeson-
dere das Messprogramm 
20009-2015 beinhaltete 

Prämissen wie: „Radon-
konzentrationen in der 
Bodenluft in der Nähe 
des Hauses (wiederholte 
Beprobung an mehreren 
Bohrungen, je einmal im 
Sommer und im Winter); 
Daten zu wichtigen Ein-
flussgrößen (Bodenper-
meabilität, Bodenfeuchte, 
Lufttemperatur, Boden-
temperatur, Luftfeuchte, 
Luftdruck, Windstärke); 
Jahresmittelwerte der 
Radonkonzentration in 
mehreren Räumen des 
zu untersuchenden Hau-
ses (mindestens zwei pro 
Etage); zeitaufgelöste 
Messungen über eine 

Woche mit zwei Wochen-
enden, jeweils im Som-
mer und Winter in den 
gleichen Räumen, um die 
Unterscheide bei Nut-
zung und nutzungsfreien 
Zeiten zu erfassen; Ge-
bäudedaten laut Frage-
bogen; geologische Cha-
rakterisierung des Ge-
bäudestandortes.“ [3] Die 
Messungen waren i.d.R. 
kostenfrei, allerdings 
ohne Rechtsanspruch. 
Das vom Bundesamt für 

Strahlenschutz (BfS) ent-
wickelte Radon-Bodenluft- 
Messprogramm erstreckte 
sich über alle Bundeslän-
der, jedoch numerisch 
sehr beschränkt. Sachsen 
ergänzte die 373 Mess-
punkte (MP) der BfS-Kar-
tierung um 697 weitere 
Messungen der Radon-
222-Aktivitätskonzentra-
tion in der Bodenluft, da-
von 570 mit gleichzeitig 
bestimmter Permeabilität. 
So kam man auf 981 MP 
(zzgl. 477 Sondermessun-
gen) für eine spezielle Bo-
den-Radon-Karte des Bun-
deslandes im 1x1 km-Ras-

ter. Die Datenlage 

rechtfertigte aus Sicht der 
LfULG sowohl eine verfei-
nerte Auflösung der Karte 
als auch eine Ausweisung 
der Radonvorsorgegebiete 
auf Gemeindeebene. 
Die Allgemeinverfügung 
des Freistaates legt 107 
Städte und Gemeinden in 
5 Landkrei-
sen (Erzge-
birge und 
Erzgebirgs-
vorland) 
territorial 
relativ geschlossen als Ra-
donvorsorgegebiete 
(RVG) fest und gibt nach-
folgende recht detaillierte 
Erläuterungen bekannt. 
Die Höhe der Radon-222-
Aktivitätskonzentrationen 

in einem Gebäude richte 
sich wesentlich am jeweili-
gen Untergrund aus. Sach-
sen wies für das Landes-
territorium 32 geologi-
schen Einheiten aus, die 
sich aus einer Ableitung 
von 90 geologischen For-
mationen unter der Prä-
misse eines vergleichba-
ren Radonbodenluftgehal-
tes ergaben und auf statis-
tischer Auswertung von 
981 Messdaten der Ra-
don-222-Aktivitätskon-
zentration in der Bodenluft 
beruhen. Die 32 Geologie-
Einheiten klassifizierte 
man radonbezogen als 
„unauffällig“, „auffällig“ und 

„erhöht“. Mit einer Aus-
nahme: Für die geologi-
sche Einheit „Biotitgranodi-
orit, Meißner Massiv“ er-
folgte eine Herabstufung, 
da „… aus den vorhande-
nen 18 Messwerten der 
Radon-222-Aktivitätskon-
zentration in Aufenthalts-

räumen im 
Erdge-

schoss in 
vollunter-
kellerten 

Mas-
sivhäusern eine kleinere 
Überschreitungshäufigkeit 
des Referenzwertes zu er-
warten ist.“, als aus der ge-
ologischen Bewertung ab-
zuleiten wäre.  
 
Aus 586 gleichartigen In-
nenraummessungen er-
mittelte bzw. ordnete man 
die durchschnittlichen 
Überschreitungshäufigkei-
ten des Referenzwertes 
den festgelegten drei Geo-
logie-Klassen zu:  
– mit unauffälliger Radon-
222-Aktivitätskonzentra-
tion in der Bodenluft circa 
drei Prozent über Referenz 
– mit auffälliger Radon-
222-Aktivitätskonzentra-
tion in der Bodenluft circa 
zehn Prozent 
– mit erhöhter Radon-222-
Aktivitätskonzentration in 
der Bodenluft circa 25 Pro-
zent über Referenzwert 
„Damit erlaubt die be-
schriebene Systematik 
eine Vorhersage der Häu-
figkeit von Überschreitun-
gen des Referenzwertes 
… Die so ermittelten Klas-
sen der geologischen Ein-
heiten wurden dann auf die 
Ebene der Gemeinden 
heruntergebrochen. Mit 
circa 0,05 Bodenradon-
messwerten pro km² be-
ziehungsweise circa zwei 
bis drei Bodenradonmess-
werten pro Gemeinde ver-
fügt der Freistaat Sachsen 
über eine Messwertdichte, 
welche bezüglich der geo-
logischen Verhältnisse 

Radonvorsorge 

Die Radonvorsorgegebiete (RVG) 

in Sachsen  

Abb. 1: Radonvorsorgegebiete in Sachsen nach [1] 

Radonbodenluftgehalt 

+ Innenraummessung 

maßgeblich 
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eine sachgerechte Zu-ord-
nung auf dieser Ebene er-
laubt.“ [1] S.3. Für Gebiete 
mit „erhöhter“ Radonbo-
denluft, aber < 75% Ge-
meindefläche „… gilt die 
Annahme, dass Messun-
gen und Maßnahmen er-
forderlich sind, da trotz der 
Unterschreitung der Ge-
bietsfläche von 75 Prozent 
bei einer relevanten Zahl 
von Aufenthaltsräumen 
und Arbeitsplätzen in In-
nenräu-
men mit 
einer 
Über-
schreitung 
der Referenzwerte nach § 
124 des Strahlenschutzge-
setzes oder § 126 des 
Strahlenschutzgesetzes 
zu rechnen ist.“ Betroffen 
sind 5 Gemeinden mit der 
geologischen Einheit 
„Saure Vulkanite mit ho-
hem Tuffanteil, … in der er-
höhte Urankonzentratio-
nen und infolge dessen 
auch erhöhte Radonkon-
zentrationen auftreten“ Im 
weiterem Verlauf der Ver-
fügung erfolgen umfang-
reichere juristische Be-
gründungen, die sich nicht 
explizit auf die gesundheit-
liche Relevanz beziehen, 
sondern allein der rechtli-
chen Absicherung gegen-
über übergeordneten ge-
setzlichen Vorgaben und 
„komplikationsloser“ Um-
setzung dienen. Beispielzi-
tat: „Würde die Anordnung 
des Sofortvollzugs unter-
bleiben, so bestünde für 
die Rechtsunterworfenen 
eine erhebliche Unsicher-
heit über den Zeitpunkt, ab 
dem die Pflichten zu be-
achten sind, die sich an die 
Bekanntgabe der Radon-
vorsorgegebiete knüpfen. 
Somit überwiegt das be-
stehende öffentliche Inte-
resse an der sofortigen 
Vollziehbarkeit der Allge-
meinverfügung im vorlie-
genden Fall das Interesse 
des Einzelnen an der 

aufschiebenden Wirkung 
eines Rechtsbehelfs.“ Auf 
eine Anhörung wurde we-
gen „zu großen Adressen-
kreis“ verzichtet; ein Wi-
derspruch Betroffener in-
nerhalb 4 Wochen war zu-
gelassen.  
Die Allgemeinverfügung 
enthält keinen Hinweis auf 
das sogenannte geologi-
sche Radonpotential bzw. 
die entsprechenden Ras-
tereinordnungen des Bun-

desamtes 
für Strah-
lenschutz 

(BfS).   
Lediglich 

der angegebenen Grund-
lage der LfULG in [2] ist ein 
(bestätigender) Vergleich 
zu entnehmen. Insofern 
geht auch Sachsen von 
weiteren Präzisierungen 
aus: „Um weitere Erkennt-
nisse zur Radonkonzentra-
tion in der Bodenluft insbe-
sondere in Gebieten mit ei-
ner langjährigen Bebau-
ungsgeschichte zu gewin-
nen, wurde 2020 ein Mess-
programm gestartet, das 
sich gezielt mit der Frage 
zu Radonkonzentration in 
der Bodenluft in großen 
Städten befasst. Hierfür 
sollen Proben der Boden-
luft in den kreisfreien Städ-
ten Dresden, Chemnitz 
und Leipzig untersucht 
werden. Sollten die Ergeb-
nisse einen starken Ein-
fluss der Bebauungs- und 
Nutzungsgeschichte auf 
das zu erwartende Radon-
potenzial aufzeigen, wäre 
zu prüfen, ob in diesen 
Städten ebenfalls eine 
partielle Ausweisung von 
Radonvorsorgegebieten 
gerechtfertigt ist“ In wie 
weit eine Spezifizierung 
mittels Bodenpermeabilität 
zu Radonpotentialen ana-
log BfS-Empfehlungen tat-
sächlich umgesetzt wird, 
bleibt also abzuwarten. 
Des Weiteren sind zusätz-
liche Messprogramme im 
Innenraumsektor geplant 

(Schulen, öffentliche Ge-
bäude, Bebauung über un-
terirdischen Hohlräumen); 
innerhalb und außerhalb 
der RVG. 
 
Was ist besonders kritik-
würdig? Das LfULG ver-
einheitlichte die Permeabi-
lität des Bodens landes-
weit auf einem Erwar-

tungswert von ca. 1*10-11 

m², wodurch die Bodenluft 
als die bestimmende Kom-
ponente verblieb. Damit 
kam es allerdings auch zu 
keiner Verbesserung der 
Prognosegenauigkeit – im 
Gegenteil. Des Weiteren 
wurden bei der Auswei-
sung der RVG (bewusst?) 
alle großen Städte außer 
Acht gelassen und „späte-
rer“ Betrachtung zugeord-
net. Teilweise zog man die 
Gebietsgrenzen der Ra-
donvorsorge wider besse-
res Wissen um die Bal-
lungsgebiete herum. 
Letztlich: Mit viel zu weni-
gen Messdaten findet eine 
juristische Überbewertung 
statt (einseitig für „Landbe-
völkerung“).  
 
Was ist vergleichsweise 
positiv zu bewerten? Ge-
nerell war man um die Aus-
weisung geschlossener 
Territorien und bei den 
Auswahlkriterien um 
Schwerpunktsetzung be-
müht. So galt es, Gebiete 
nicht stur nach politischen 
Verwaltungsgrenzen der 
Radonvorsorge zu unter-
ziehen, sondern den fach-
lichen Bezug – insbeson-
dere durch tatsächliche In-
house-Messungen – als 
Primat zu beachten. Letzt-
lich verfolgt man die un-
ausgegorene Radonpoten-
tialmodellierung zwar ent-
sprechend dem „Bun-
destrend“ weiter, aber ob 
sie ohne praktisch ausrei-
chende Bestätigung zum 
bestimmenden Auswahl-
kriterium wird, ist wohl of-
fen. 

Im Unterschied zu den 
RVG-Ausweisungen an-
derer Bundesländer sind 
die Auswahlkriterien Sach-
sens von einer eigenen 
Spezifik gekennzeichnet. 
Dabei wird das geologi-
sche Radonpotential ganz 
wesentlich dem Rn-Bo-
denluftgehalt zugeordnet 
und vorhandenen Innen-
raummessungen ein Pri-
mat bei der Entschei-
dungsfindung eingeräumt. 
Thüringen versuchte sich 
als zweites Bundesland 
ebenfalls an einem eige-
nen Modell. Allerdings ver-
mieden die Verantwortli-
chen bewusst eigene Mes-
sungen; lediglich eine Aus-
wahl von BfS-Potentialda-
ten mit „Uminterpretation“ 
und enormen Datenlücken 
flossen ein. Baden-Würt-
temberg und Bayern steu-
erten zu den BfS-Daten ei-
gene Messungen und 
auch zusätzliche Bewer-
tungskriterien bei. Sach-
sen verdreifachte sozusa-
gen das BfS-Messnetz auf 
seinem Territorium, was 
jedoch noch zu keiner 
prognosegerechten Daten-
dichte führte. Das lässt 
eine interessante Ab-
schlussdiskussion erwar-
ten. Doch zuvor werden 
die RVG der noch ausste-
henden beiden Bundeslän-
der Sachsen-Anhalt und 
Thüringen im Strahlentelex 
vorgestellt.  
F. Lange 
 
[1] „Allgemeinverfügung zur 

Festlegung von Gebieten zum 
Schutz vor Radon-222 in In-
nenräumen …“ Az.: 54-
8471/49/3 vom 19. 11. 2020 
[2] „Beschreibung der Metho-
dik zur Ausweisung der Ra-
donvorsorgegebiete in Sach-
sen“ Schriftenreihe LfULG, 
Heft 17/2020  
[3] www.strahlenschutz.sach-
sen.de/messprogramm-zur-
erweiterung-der-datengrund-
lage-zur-radonsituation-in-
sachsen-10083.html (im De-
tail nicht mehr zugänglich). 

 RVG künftig ohne Ver-

waltungsbegrenzung 

http://www.strahlenschutz.sachsen.de/messprogramm-zur-erweiterung-der-datengrundlage-zur-radonsituation-in-sachsen-10083.html
http://www.strahlenschutz.sachsen.de/messprogramm-zur-erweiterung-der-datengrundlage-zur-radonsituation-in-sachsen-10083.html
http://www.strahlenschutz.sachsen.de/messprogramm-zur-erweiterung-der-datengrundlage-zur-radonsituation-in-sachsen-10083.html
http://www.strahlenschutz.sachsen.de/messprogramm-zur-erweiterung-der-datengrundlage-zur-radonsituation-in-sachsen-10083.html
http://www.strahlenschutz.sachsen.de/messprogramm-zur-erweiterung-der-datengrundlage-zur-radonsituation-in-sachsen-10083.html
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Es geht um die Atom-
kriegsgefahr. Sie war 
noch nie so groß wie 
heute. 
In der Vergangenheit gab 
es zu ihrer Begrenzung zu-
nächst mehr und dann we-
niger ernste Bemühungen. 
Meist verhandelten Vertre-
ter ausschließlich waffen-
besitzender Staaten. Bis 
heute konnten sie die Ge-
fahr nicht bannen! 
 
Sachstand des nuklea-
ren Vertragswerkes 

Da ist zum Beispiel der 
INF-Vertrag oder Mittel-
strecken-Nuklearstreitkräf-
tevertrag von 1987, der 
über nukleare Mittelstre-
ckensysteme zwischen 
USA und UdSSR/ Russ-
land Aussagen trifft. Er ist 
seit 2019 außer Kraft. 
Der NVV, auch NPT, 
Atomwaffensperrvertrag, 
der ein Verbot der Verbrei-
tung von Atomwaffen und 
die Verpflichtung zu Abrüs-
tung beinhaltet und 
ebenso das Recht auf 
friedliche Nutzung durch 
Atomkraft vorsieht. 
Ein vorbereiteter Kernwaf-
fenteststoppvertrag ist bis-
her nicht in Kraft getreten. 
Den Verzicht auf den Erst-
einsatz von Atomwaffen, 
eine freiwillige Selbstver-
pflichtung, hat bisher nur 
die VR China und Indien 
abgegeben. 
 
Weiterentwicklung des 
nuklearen Vertragswerks 

Jetzt gibt es den Atomwaf-
fenverbotsvertrag. Für ihn 
wurden ganz neue mutige 
Wege beschritten. Die in-
ternationale ärztliche 

Friedensorganisation 
IPPNW hatte sich schon in 
den 80er Jahren des letz-
ten Jahrhunderts mit den 
gesundheitlichen Folgen 
eines Atomwaffeneinsat-
zes beschäftigt und festge-
stellt: "Wir werden euch 
nicht helfen können". Des-
halb ist die einzige wirk-
same Hilfe die Prävention, 
die Verhinderung eines 
Atomkrieges, letztlich das 
Verbot dieser Waffen. 
Die reale Möglichkeit eines 
solchen Verbotes war 
durch den Zusammen-
schluss von weltweit 600 
Friedensgruppen, die sich 
für dieses Ziel zu ICAN (In-
ternational Campaign for 
the Abolition of Nuclear 
Weapons) zusammenge-
schlossen hatten, entstan-
den. Im Dezember 2016 
stimmte die UNO-General-
versammlung einer Reso-
lution für ein solches Ver-
handlungsmandat zu. Die 
österreichische Regierung 
unterstützte die Kam-
pagne. Den ausgearbeite-
ten Vertrag nahmen 122 
von 193 Staaten am 
7.7.2017 an. Dieser Atom-
waffenverbotsvertrag 
konnte dann nach erfolg-
reicher Ratifizierung durch 
60 Staaten am 21.1.2021 
in Kraft treten. 
ICAN wurde dafür mit dem 
Friedensnobelpreis 2021 
gewürdigt. Der Atomwaf-
fenverbotsvertrag verbietet 
den Mitgliedstaaten Besitz, 
Produktion, Lagerung, Ent-
wicklung, Tests, Erwerb, 
Stationierung und Einsatz 
von Kernwaffen und deren 
Transport durch das ei-
gene Staatsgebiet. Er for-
dert auch Wiedergut-

machungen für die überle-
benden der Atombomben-
abwürfe auf Hiroshima und 
Nagasaki (Hibakushas) 
und für die Erkrankten der 
mehr als 2000 Atombom-
bentests, die in Nevada, 
Kasachstan, Sibirien, Al-
gerien oder auf dem Bikini 
Atoll und den Marshallin-
seln radioaktiver Strahlung 
ausgesetzt waren. 
 
Neue Qualität des nukle-
aren Vertragswerkes 
Mit diesem AVV wurde 
eine neue Norm gesetzt: 
Er verurteilt die bloße Exis-
tenz von Atomwaffen. Vor 
allem betonten die Staaten 
des Südens, dass sie end-
lich ihren Protest gegen 
die „nukleare Geiselhaft", 
die die Atomwaffenstaaten 
auf sie ausüben, ausspre-
chen können. Denn die 
Bedrohung durch Atom-
waffen wollen die Mehrheit 
der Staaten der Welt nicht 
länger tolerieren! Die 
Atomwaffen sind nun als 
Teil des Humanitären Völ-
kerrechtes der UNO völ-
kerrechtlich geächtet. Der 
Vertrag ist die Manifestie-
rung einer globalen Demo-
kratisierung. Er wirkt sich 
nun auch auf die Länder, 
die Atomwaffen besitzen, 
aus: "Building justice 
through law", so die be-
gründete Hoffnung. 
 
Aktuelle Aktivitäten 

Da die internationale Orga-
nisation Ärzte gegen den 
Atomkrieg (IPPNW) einen 
entscheidenden Anteil an 
diesem Erfolg hatte, 
konnte sie ein Jahr nach 
seinem in Kraft treten eine 
größere Delegation zur l. 
Überprüfungskonferenz 
vom 21.bis 23.6.2022 in 
Wien senden. 
Bereits 86 Staaten hatten 
bei Konferenzbeginn den 
Vertrag unterzeichnet, da-
von ihn 65 ratifiziert. 
Es gab großes Interesse 
an dieser Überprüfungs-

konferenz in Wien: es nah-
men Vertreter von 49 Ver-
tragsstaaten teil, außer-
dem 34 Vertreter mit Be-
obachterstatus: u.a. Bos-
nien, Herzegowina, 
Finnland, Liechtenstein, 
Schweden, die Schweiz 
und auch Beobachter fol-
gender NATO-Staaten, ein 
Novum: Belgien, Deutsch-
land, Niederlande und Nor-
wegen. Sogar Australien 
wollte teilnehmen, es 
zeigte reges Interesse. 
Überraschend war die Be-
teiligung von Abgeordne-
ten aus Staaten, die bisher 
nicht beigetreten waren 
oder an der nuklearen Teil-
habe festhalten.  
Mitglieder von 85 Nichtre-
gierungsorganisationen, 
weil Initiatoren des Vertra-
ges, waren zugelassen. 
Die offene Sitzordnung im 
Verhandlungssaal erlaubte 
allen Teilnehmern die 
Möglichkeiten zum unge-
zwungenen direkten Aus-
tausch, was auch rege ge-
nutzt wurde.  
 
Ergebnisse der ersten 
Folgekonferenz 
Zum Abschluss der Über-
prüfungskonferenz verlas 
der Präsident Alexander 
Kmentt die Abschlusser-
klärung der Mitgliedstaa-
ten der Konferenz: es wur-
den die nukleare Drohung 
mit Blick auf Russland ein-
deutig ebenso wie die 
Existenz von Atomwaffen 
scharf verurteilt. Ernsthaft 
und pragmatisch ging man 
an die Konkretisierung der 
Umsetzung des Vertrages. 
Es wurde ein Fond gegrün-
det, um Opfern von nukle-
aren Tests zu helfen und 
um Umweltschäden zu do-
kumentieren und möglichst 
zu beseitigen. Wichtige 
Schritte in Richtung eines 
globalen "Zero" wurden 
beschlossen. Das State-
ment des deutschen Dele-
gierten, Ministerialdirigent 

Bericht  

Der Atomwaffenverbotsvertrag 

(AVV)  
1. Überprüfungskonferenz vom 21.bis 
23.6.2022 im UNO-Hauptquartier Wien 
von Barbara Bodechtel 
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Rüdiger Bohn, der als Be-
obachter gehört wurde, be-
stätigte dieses Ziel des 
nuklearen „Zero" auch für 
Deutschland, allerdings sei 
das Atomwaffenverbot 
nicht der richtige Schritt 
dafür und werde auch in 
Zukunft mit Verweis auf die 
Mitgliedschaft in der Nato 
nicht unterstützt, das 
NATO-Bündnis mit der 
nuklearen Abschreckung 
bleibt bestehen. Die deut-
sche Regierung möchte 
aber „Schulter an Schulter" 
mit Skeptikern und Befür-
wortern des AVV an den 
gemeinsamen Herausfor-
derungen der Abrüstung 
arbeiten. Außerdem wurde 
argumentiert, der AVV 
könne den Nichtverbrei-
tungsvertrag (NVV) 
schwächen. Das Gegenteil 
aber ist der Fall, so die 
Vertragsstaaten: Der AVV 
ergänze den NVV und sei 
gerade deswegen zu-
stande gekommen, weil 
die Abrüstungsverhand-
lungen seit langem stock-
ten. Wie auch die Verträge 
zur Ächtung von Landmi-
nen, Chemie- und biologi-
schen Waffen, wird die 
Ächtung von Atomwaffen 

auch Staaten beeinflus-
sen, die den AVV nicht un-
terzeichnet haben. Die 
deutsche Delegation sig-
nalisierte gar die Bereit-
schaft, sich an dem Opfer-
fond zu beteiligen, sofern 
dieser nicht Teil des AVV 
sei. 
Die erste Überprüfungs-
konferenz der Vertrags-
staaten des AVV endete 
nach 3 Tage intensiven 
Austausches zwischen 
Vertragsstaatenvertretern 
und nicht beigetretenen 
Staatsvertretern und Ver-
tretern zahlreicher Zivilge-
sellschaften mit einer Mi-
schung aus stolzem Hoch-
gefühl und realistischer 
Sorge um die aktuelle 
Weltlage. 
 
Engagement gegen stei-
gendes Gefahrenpoten-
tial wichtiger denn je 
Das Ringen um die Gefah-
renreduktion geht weiter: 
Im August 2022 fand in 
New York die jährlich statt-
findende Atomwaffen-
sperrvertragskonferenz 
statt. Die Hoffnungen auf 
Fortschritte sind leider 
sehr begrenzt. 
In Deutschland, in der 

Eifel, nahe Büchel lagern 
20 US-Atombomben, die 
eher ein erstrangiges Ziel 
eines potentiellen Angriffs 
darstellen als unserem 
Schutz zu dienen. Schon 
2010 hatte ein fraktions-
übergreifender Antrag im 
Bundestag erfolgreich den 
Abzug dieser im Ernstfall 
von deutschen Piloten ins 
Ziel zu fliegenden Bomben 
gefordert, was wohl in Ver-
gessenheit geraten ist. In-
zwischen sollen diese 
durch sehr zielgenaue 
Erstschlagbomben B61-12 
ersetzt werden, die mit ein-
stellbarer Sprengkraft die 
Schwelle für einen gegne-
rischen Einsatz weiter sen-
ken könnten und so ein ho-
hes Eskalationsrisiko ber-
gen. Die nach wie vor die 
von den Regierungen der 
NATO-Länder verfolgte 
Abschreckungsstrategie 
hat angesichts mindestens 
20 sehr gefährlicher Fehl-
alarme bisher nicht zu ei-
nem „Atomkrieg aus Ver-
sehen" geführt. Das aber 
ist zum einen nur der muti-
gen Verantwortungsüber-
nahme Einzelner zu ver-
danken oder eben einfach 
dem Glück! 

Die zahlreichen NGOs, die 
den Vertrag auf den Weg 
gebracht haben sind inzwi-
schen viel besser unterei-
nander vernetzt. Sie hoffen 
darauf, dass der Verbots-
vertrag bekannter wird und 
somit mehr Unterstützung 
bei der Bevölkerung er-
fährt. 
Und das Abschalten von 
Kernkraftwerken bleibt ei-
nes unserer wichtigen 
Themen. Emmanuel 
Macron hat es (ungewollt) 
auf den Punkt gebracht: 
„Ohne zivile Kernkraft gibt 
es keine militärische Kern-
kraft", und somit auch 
keine eigenen Atombom-
ben. Wir ahnen die Brisanz 
des Themas angesichts 
der Forderungen nach 
Weiterbetreiben der AKWs 
nach erfolgreichen Ab-
schaltplänen der BRD. 
Und gerade wird in der EU 
über die Taxonomie ge-
stritten: Atomkraft und Erd-
gas sollen als nachhaltig 
gelten, was für Investiti-
onsentscheidungen sehr 
wichtig wird. 
Eine öffentlichkeitswirk-
same Aktion kann die der 
weltweiten „Mayors for 
Peace" sein. Der Bürger-
meister der Stadt Gera ist 
seit Jahren Mitglied in die-
sem Verein, allerdings be-
nötigt er offenbar mehr Un-
terstützung. 
Dabei bleibt doch das al-
lererste Anliegen die Ver-
hinderung der fortschrei-
tenden Zerstörung unserer 
Lebensgrundlagen. Dieser 
weiterhin drohende Nukle-
arkrieg ist eine Folge und 
ein Ausdruck der so ge-
fährlichen Machtverhält-
nisse, die alles Leben auf 
unserer Erde gefährden. 
 

Dipl.-Med. Barbara Bo-
dechtel, IPPNW (Ärzte ge-

gen den Atomkrieg, Ärzte in 
sozialer Verantwortung, deut-
sche Sektion), Delegierte der 
1. Überprüfungskonferenz 
des AVV 
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Ein Thema, dass mittler-
weile gesellschaftliche 
Spaltungen vertieft. Im 
neuesten Buch Gretas 
Thunbergs [1] werden die 
offiziellen CO2-Daten als 
falsch deklariert, da nur ein 
Drittel der tatsächlichen 
Emissionen in den natio-
nalen Statistiken auftau-
chen würden. Sie fordert 
genaue Zahlen, da ihrer 
Meinung nach nur der voll-
ständige Überblick zu ech-
ten Problemlösungen und 
dem hierfür notwendigen 
Tempo führen könne. An 
anderer Stelle räumt sie 
ein, dass die Sünden der 
Vergangenheit, insbeson-
dere der letzten 40 Jahre, 
auf Jahrhunderte in der 
oberen Atmosphäre scha-
denswirksam verbleiben 
werden. Sicher treffen 
viele Argumente in dem 
gerade erscheinenden 32 
€ teuren 512 Seiten-Buch 
zu, vor allem auch die Kri-
tik an den enormen 

Pseudomaßnahmen und 
Fehlentwicklungen zur 
CO2-Reduzierung. Den-
noch geht der Strahlen-
telex davon aus, dass 
aus den offiziellen Statis-
tiken Sachverhalte trotz 
der statistischen Schwä-
chen offengelegt werden 
können, die an tatsächli-
che Schwerpunkte nicht 
vorbei gehen. Sie müs-
sen im Zusammenhang 
präzise interpretiert wer-
den. Die aus Abb. 1 her-
vorgehende Schwer-
punktverteilung der Verur-
sacherländer deckt sich 
mit deren Wirtschaftskraft 
und der Industrieproduk-
tion. Allein die USA, Eu-
ropa und China verursa-
chen etwa 60% des welt-
weiten Kohlendioxid-Aus-
stoßes. Abb. 2 belegt Ver-
teilungsmechanismen der 
anhaltenden Globalisie-
rungsphase, die vor allem 
die Hauptverursacher der 
Vorglobalisierung in Eu-

ropa und 
USA „entlas-
ten“.   Die bi-

lanzierten 
Transfers ge-
ben den An-
stieg der ver-
lagerten Pro-
duktion nach 
Asien (hier 
am Bsp. 
China doku-

mentiert) 
wieder. Der 
angegebene 
Transferaus-
stoß Chinas 

entspricht 
fast der 
Transfermin-
derung Euro-
pas und der 
USA, wäh-
rend der 

tatsächliche absolute 
Rückgang jedoch dort 
stagnierte.  Der Grad der 
Deindustrialisierung (ehe-
mals) führender Industrie-
nationen verursacht einen 

höheren weltweiten Koh-
lendioxid-Ausstoß als 
durch alle Energieumstel-
lungen in diesen Ländern 
abgefangen werden könn-
ten. Die Bilanzverschlech-
terungen durch Spar-Pro-
duktion auf Umweltkosten 
gehen ebenso in der Sta-
tistik unter wie die Kli-
maschädigung durch die 
Produktionsbedingungen 
in den armen Agrarlän-
dern, immensen Brandro-
dungen, archaischen 
Bergbau für die Energie-
umstellungen u.a.m. Nicht 
die bisherige Aufholjagd 
Chinas und die ausste-
hende Aufholjagd Afrikas, 
Südamerikas etc. bilden 
das Hauptproblem. Son-
dern die klima-schädliche 
Logistik und die umwelt-
schädlichsten (weil billigs-
ten) Produktionsbedingun-
gen an den weltweit ver-
schobenen Standorten 
führten die rasanten CO2-
Schübe der letzten 30 
Jahre herbei. 
Die Diagramme summie-
ren offizielle statistische 
nationale Angaben der 
CO₂-Emissionen aus fossi-
len Brennstoffen und der 
Zementproduktion, was 
etwa 90% der 

Weltbelastung dokumen-
tieren soll. Die Sünden der 
Vergangenheit sind auf 
lange Sicht nicht mehr aus 
den oberen Zonen der At-
mosphäre entfernbar. Aber 

die Produktionsverlage-
rung in Verbindung mit 
Globalisierung und Frei-
handelsabkommen ver-
stärken diese ungleich 
mehr, als sämtliche Aus-
stiegszenarien zu deren 
Stagnation beitragen 
könnten. Eine Fortführung 
der wertegeleiteten Zeiten-
wende hier und der natio-
nal-first-Politik dort fahren 
das Klima schneller an die 
Wand als bei Erfüllung al-
ler „thunbergischen“ Pro-
testforderungen des „So-
fort“ und „radikalen Einstel-
lens“ aufgehalten werden 
könnte. Die Prioritäten ha-
ben sich eindeutig in den 
gesellschaftlichen Sektor 
gegenwärtiger global-poli-
tischer Veränderungen 
verschoben. Die sinnvolls-
ten technischen Lösungen 
zur Klimaneutralität, so 
notwendig sie sind, wer-
den zweitrangig. Hierfür 
bietet das „Klimabuch“ al-
lerdings keine Lösung an. 
 

[1] „Das Klimabuch“, Greta 
Thunberg, S. Fischer Verlag 
2022 (27.10.22) 
[2] Global Carbon Project 
[3] www.icos-cp.eu/science-
and-impact/global-carbon-
budget/2021   

Aktuelles Umweltthema 

Und immer wieder CO2 – infor-

mativer Überblick zu aktuellen Belas-

tungsdaten  

Abb. 1: Relation des weltweiten CO2-

Ausstoßes [2] 

Abb. 2: Hauptverursacher/Transfer CO2-Ausstoß [3] 
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Mehrfache Anfragen zur 
Entwicklung der Radonbe-
lastung des Ronneburger 
Uranbergbaugebietes und 
der Wirkung der langjähri-
gen Sanierung sowie die 
tatsächlich verbleibenden 
Einflusskomponenten für 
mögliche Innenraumbelas-
tungen sind Anlass für den 
Strahlentelex, eine dreitei-
lige regionale Beilage zu 
starten. Teil 1 zeigt die Ent-
wicklung seit der Bergbau-
zeit für die Luftatmosphäre 
Ronneburgs; die Auswer-
tung basiert auf Daten ei-
nes umfassenden Monito-
rings [1]. Im Teil 2 werden 
die Expositionspfade der 
atmosphärischen Inhouse-
Radonbelastung nachge-
wiesen und der 3. Teil stellt 
die Folgen für die Innen-
raumbelastung in Stadt 
und Umland Ronneburgs 
zusammen. 
 
Der Text der regionalen 
Beilage ist in der print-Aus-
gabe veröffentlicht. 

Regionales 

Radon in Ronneburg 
Teil 1: atmosphärische Radonbelastung von 

1986 bis heute 

Beilage 
Radon in  

Ronneburg 


